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DER OBERBÜRGERMEISTER 
Amt für Grünflächen und Umweltschutz 

 
 
 

 
 
 
 
 
Betrifft 
 

Antrag der SPD-Fraktion an den Rat Nr. A-R/0080/2011 vom 20.12.2011 
"Nutzung des Instruments der Ausgleichszahlung nach § 13 Bundesnaturschutzgesetz" 
 

 
 
Beratungsfolge 
 

 

08.02.2012 Hauptausschuss Entscheidung 

 
 
Beschlussvorschlag: 
I. Sachentscheidung: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die im Antrag der SPD-Fraktion Nr. A-R/0080/2011 (Anlage 1) 
„Nutzung des Instruments der Ausgleichszahlung nach § 13 Bundesnaturschutzgesetz“ enthalte-
nen Anliegen und Forderungen zusammen mit der Beschlussvorlage zum Antrag A-R/0041/2011 
(Anlage 2) „Flächenverbrauch stoppen: Keine Heranziehung weiterer landwirtschaftlicher Nutzflä-
chen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen“ aufzubereiten und diese nach Vorberatung im Aus-
schuss für Umweltschutz und Bauwesen sowie im Ausschuss für Stadtplanung, Stadtentwicklung, 
Verkehr und Wirtschaft dem Hauptausschuss bzw. Rat zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
 
Begründung: 
 
Im Antrag Nr. A-R/0080/2011 der SPD-Fraktion werden naturschutzrechtliche Belange angespro-
chen, zu denen bereits im Rahmen der sich in der Erarbeitung befindlichen Beschlussvorlage zum 
Antrag Nr. A-R/0041/2011 der CDU-Fraktion Stellung bezogen wird. Insofern sollte die Bearbei-
tung der Anträge beider Fraktionen innerhalb einer gemeinsamen Vorlage erfolgen, deren Inhalte 
von den Fachausschüssen (Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen, Ausschuss für Stadtpla-
nung, Stadtentwicklung, Verkehr und Wirtschaft) beraten werden sollten. Eine abschließende Be-
schlussfassung erfolgt im Hauptausschuss bzw., sofern sich im Rahmen der Aufbereitung bzw. 
Beratung satzungsrelevante Aspekte ergeben, im Rat. 
 
I.V. 
 
gez. 
Thomas Paal 
Stadtrat 
 
Anlagen  
  

 

Vorlagen-Nr.: 

  
V/0038/2012 

Auskunft erteilt: 

Herr Sailer 
Ruf: 

492 67 28 

E-Mail: 

Sailer@stadt-muenster.de  
Datum: 

11.01.2012 

Öffentliche Beschlussvorlage 
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